
»Wir können es besser«

Beschäftigte  wollen  Schlecker
künftig  genossenschaftlich  selbst
verwalten
Aus der Presse: Neues Deutschland

In Stuttgart diskutieren Gewerkschaftler und Mitarbeiterinnen
über die Umwandlung von Schlecker in eine Genossenschaft. Für
den ver.di-Bundesvorstand ist das kein Thema.
Die  Zukunft  der  rund  35  000  Schlecker-Beschäftigten,
überwiegend Frauen, ist weiterhin ungewiss. Die Gewerkschaft
ver.di lädt zu Mitarbeitertreffen ein. Dort werden Broschüren
verteilt, die die Beschäftigten über ihre Rechte in einem
Insolvenzverfahren  aufklären.  Die  sind  sehr  bescheiden,
erklärt der Berliner Arbeitsrechtler Benedikt Hopmann. Er hat
in den letzten Jahren häufiger Gewerkschaftler verteidigt, die
im Schlecker-Imperium kleinste Rechte vor Gericht erkämpfen
mussten. »Das letzte Wort beim Insolvenzverfahren haben die
Gläubiger.  Die  Verkäuferinnen  kommen  in  dem  Konzept  nicht
vor«.  Die  Logik  des  Insolvenzverfahrens  zwinge  die
Verkäuferinnen,  weiter  zu  arbeiten,  damit  die  Möglichkeit
offen gehalten wird, dass sich ein Unternehmer findet, an den
wenigstens ein Teil des Filialnetzes verkauft werden kann.

Doch nicht alle Beschäftigen wollen stumm abwarten, was mit
ihren  Arbeitsplätzen  geschieht  und  dabei  weitere
Verschlechterungen ihrer Arbeitsbedingungen in Kauf zu nehmen.
Vor allem in Baden-Württemberg diskutieren die Beschäftigten
die  Umwandlung  von  Schlecker  in  eine  von  den  bisherigen
Mitarbeitern verwaltete Genossenschaft. Schließlich kennen die
Verkäuferinnen die Wünsche der Kunden gut und könnten daher
für ein entsprechendes Sortiment sorgen. Damit könnten die
Läden auch wieder rentabel gemacht werden. Der Stuttgarter
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ver.di-Vorsitzende Bernd Riexinger unterstützt solche Konzepte
ausdrücklich. »Mit Edeka gibt es schließlich in der Branche
ein  erfolgreiches  Genossenschaftsmodell,  an  dem  wir  uns
orientieren können«, meinte er gegenüber »nd«. Die Stimmung
der  Verkäuferinnen  sei  zumindest  im  Stuttgarter  Raum
kämpferisch. Deshalb sei in absehbarer Zeit mit Protesten zu
rechnen. »Wenn die Filialen erst geschlossen sind, ist es
dafür eh zu spät«, resümiert Riexinger die Erfahrungen mit den
Schließungen bei Karstadt vor zwei Jahren. Der Gewerkschafter,
der  auch  Vorstandsmitglied  der  Linkspartei  von  Baden-
Württemberg ist, findet auch in seiner Partei Unterstützer für
die  Genossenschaftspläne.  Dazu  gehört  der
Bundestagsabgeordnete  und  gewerkschaftliche  Sprecher  der
Linkspartei, Michael Schlecht. Er betont, dass der Vorschlag
von Verkäuferinnen kommt. Mittlerweile werde das Konzept auf
allen Gewerkschaftsebenen diskutiert, so Schlecht.

Dem widerspricht Christiane Scheller von der Pressestelle von
der ver.di-Hauptverwaltung. »Die Diskussion spielt weder bei
den  Beschäftigten  noch  in  der  Gewerkschaft  zur  Zeit  eine
Rolle«, erklärt sie gegenüber »nd«. Der Hauptgrund sei, dass
bei  einem  Genossenschaftsmodell  die  Mitarbeiterinnen
Privatvermögen einbringen müssen. Das aber könne nicht das
Ziel gewerkschaftlicher Politik sein.

Auch  für  Anwalt  Hopmann,  der  die  Genossenschaftsidee  für
sinnvoll hält, ist es den Beschäftigten nicht zuzumuten, sich
mit eigenen Geld an der Sanierung des maroden Unternehmens zu
beteiligen. Er schlägt vor, den Beschäftigtenanteil mit einen
Kredit  zu  finanzieren,  für  den  der  Staat  bürgt.  Eine
Betriebsrätin hat schon einen aktuell-politischen Begriff für
die Forderung gefunden: »Wenn wir dafür kämpfen, können wir
einen Wulff-Kredit bekommen«.

Auch Riexinger will die Politik für die Rettung der Jobs in
die  Pflicht  nehmen.  »Wenn  35  000  Arbeitsplätze  in  der
Autoindustrie betroffen wären, würden sich die Politiker die
Klinke  in  die  Hand  geben.  Aber  hier  gehe  es  ja  nur  um



Frauenarbeitsplätze,  die  sind  wohl  weniger  wichtig«,
kritisiert  er.

Entscheidend werde die Kampfbereitschaft der Belegschaft sein,
meint Anton Kobel, der bei der Gewerkschaft, Handel, Banken
und Versicherungen (HBV), die in ver.di aufgegangen ist, die
Schleckerkampagne betreute. Mitte der 1990er erkämpften sich
Verkäuferinnen  gemeinsam  mit  HBV  und  sozialen  Initiativen
gewerkschaftliche  Rechte  und  wehrten  sich  gegen  ständige
Schikanen, die als Schlecker-System berüchtigt wurden. »Der
Erfolg  hat  den  Beschäftigten  Mut  und  einen  Begriff  von
menschlicher Würde zurück gegeben«, so Kobel gegenüber »nd«.
Darin  liegt  auch  ein  Grund,  warum  manche  sich  zutrauen,
Schlecker selbst zu verwalten


